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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Martiny, Dr. Pick, Adler, Bachmaier, Blunck, Dr. Däubler- 
Gmelin, Dr. Götte, Dr. Jens, Klein (Dieburg), Müiler (Düsseidorf), Odendahl, Schmidt 
(München), Schütz, Singer, Stiegier, Weyei, Wiefeispütz, Dr. de With, Dr. Hauchier, 
Heistermann, Peter (Kassel), Dr. Schöfberger, Steiner, Dr. Vogei und der Fraktion 
der SPD 


Ausbau der Schuldenberatung 


Die Verschuldung der privaten Haushalte ist in den letzten Jahren 
beträchtlich gestiegen. Stärker noch als das Kreditvolumen stieg 
aber die Zahl der Mahnbescheide und der Pfändungen. Ein 
erhebhcher Teil der Kredite muß heute als notleidend gelten. 

Davon sind vor allem Menschen betroffen, die ohnehin in schwie- 
rigen wirtschaftlichen Verhältnissen leben und - oft unverschul- 
det - in soziale Notlagen geraten sind. Die seit Jahren anhaltende 
bedrückende Massenarbeitslosigkeit hat Ausmaß und Intensität 
der Verschuldung drastisch erhöht. Der Anstieg der durchschnitt- 
hchen Dauer der Arbeitslosigkeit und die steigende Zahl von 
Langzeitarbeitslosen bewirken das Absinken vieler Menschen in 
eine „neue Armut". Weitere Ursachen hegen auch in zweifelhaf- 
ten Kreditvergabepraktiken (Übervorteilung, Kreditwucher) und 
der Verführung der Betroffenen zur Aufnahme von Konsumenten- 
krediten. 

Die Betroffenen sind meist zahlungswiUig, aber zahlungsunfähig. 
Sie drohen in der Flut von Mahnungen, Mahnbescheiden und 
Zwangsvollstreckungen zu ersticken und sind von der Rechtssi- 
tuation total überfordert. Arbeitslosigkeit und Verschuldung füh- 
ren zu immer neuen sozialen und persönhchen Belastungen, es 
entsteht eine- Verschuldungsspirale. Die Lebenssituation der 
Betroffenen droht ausweglos zu werden. Oft haben sie keine 
Möghchkeit mehr, aus eigener Kraft dieser fatalen Lage zu ent- 
kommen. 

Die Zahl der Menschen ist daher in den letzten Jahren rasch 
gestiegen, die aus diesen Gründen in Schuldenfragen der Bera- 
tung bedürfen. Vielerorts haben Kommunen, aber auch die Ver- 
bände der Freien Wohlfahrtspflege, die Verbraucherzentralen 
und die Kirchen Hilfe angeboten. Diese reichen jedoch bei weitem 
nicht aus. Die vorhandenen Beratungsstellen im Sozialbereich 
sind überlastet. Einem am Bedarf orientierten Ausbau der Bera- 
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tungskapazitäten stehen jedoch unzureichende finanzielle Mittel 
entgegen. Es bedarf jedoch einer speziellen Schuldenberatung, 
die die sozialen Probleme in voller Breite aufgreifen kann und 
außerdem in der Lage ist, die komphzierten wirtschafüichen imd 
rechtiichen Fragen mit besonderem Sachverstand zu bearbeiten. 

Die Fraktion der SPD hat sich bereits in der 10. Legislaturperiode 
der Gesamtproblematik in verschiedenen Initiativen angenom- 
men, so mit dem Entwurf eines Kreditwuchergesetzes (Drucksa- 
che 10/4595) und ihrem Antrag „Insolvenzverfahren für Arbeit- 
nehmer und Verbraucher" (Drucksache 10/6628). 

Ein Konzept der Bundesregierung zur Unterstützung der Schul- 
denberatung ist ebensowenig zu erkennen wie die verbraucher- 
kreditrechthchen Regelimgen angesichts des Problemumfangs 
ausreichend sind. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

I. Grundsätzliches 

1. Wie beurteüt die Bundesregierung die Tätigkeit der Schul- 
denberatimgsstellen? 

2. Hält die Bvmdesregierung die Schuldenberatung für ein not- 
wendiges soziales Angebot? 

II. Schuldenberatung 

3. Kann die Bvmdesregierung eine Übersicht über das derzeitige 
Beratungsangebot durch Kommunen und Verbände geben? 

4. Wie sind die derzeit existierenden Beratungsstellen personell 
und finanziell ausgestattet? 

5. Wie viele Menschen haben jeweüs in den vergangenen Jah- 
ren wegen Überschuldungsproblemen in den existierenden 
Beratungsstellen Hüfe gesucht? 

6. Welche Ansätze verfolgt die Bundesregierung, um den Betrof- 
fenen bei der Schuldenregulierung zu helfen? 

7. Hält die Bvmdesregierung eine Schuldenberatung für eine 
notwendige soziale Hilfe? 

8. Hält sie es für notwendig, ein flächendeckendes Beratungs- 
netz aufzubauen vmd finanziell zu sichern? 

9. Welche Möghchkeiten sieht die Bundesregienmg, den Aus- 
bau der Schuldenberatung bzw. die sie durchführenden Kom- 
munen und/oder Verbände zu unterstützen? 

10. Welche Organisationsform der Schuldenberatung bevorzugt 
die Bvmdesregierung? 

11. Welche Kompetenzen soll die Schuldenberatung für die 
Rechtsberatimg innerhalb der Schuldenberatvmg bekommen? 

12. Teil die Bundesregierung die Auffassung, daß eine verstärkte 
Unterstützvmg der Stellen notwendig ist, die Schuldenbera- 
tung betreiben? 
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13. In welcher Form und mit welchen Mitteln könnte eine solche 
Unterstützung dauerhaft gewährleistet werden? 

14. Welchen besonderen Anforderungen müssen die Mitarbeiter 
der Schuldenberatungsstellen genügen, und wie kann nach 
Ansicht der Bundesregierung die Quahfizierung der Mitarbei- 
ter gesichert sowie ihre Fort- und Weiterbüdung unterstützt 
werden? 

15. Die Schuldenberatung wird derzeit fast ausschheßhch von 
ABM-Kräften aufrechterhalten. 

Welche Möghchkeiten einer Anschlußfinanzierung sieht die 
Bundesregierung hier? 

16. Hält die Bundesregierung die Finanzierung zusätzhcher Stel- 
len in freier Trägerschaft für notwendig, und wie wird sie 
diese sichern? 

17. Welche Instrumente einer wirksamen Entschuldungshilfe 
sieht die Bundesregierung zusätzlich? 

///. Rechts- und kreditpolitische Probleme der Verschuldung 

18. Welche Maßnahmen will die Bundesregierung gegen den 
Mißbrauch des Mahnverfahrens bei der Geltendmachung von 
Forderungen aus Verbraucherkrediten ergreifen? 

19. Welche kreditpolitischen Schritte hält die Bundesregierung 
für notwendig, um der Überschuldungsproblematik entge- 
genzuwirken? 

20. Wie weit sind die Arbeiten der Bundesregierung zur Umset- 
zung der Verbraucherschutzforderungen in der Richthnie des 
Rates der EG vom Dezember 1986 gediehen? 


Bonn, den 24. März 1988 

Dr. Martiny 
Dr. Pick 
Adler 
Bachmaier 
Blunck 

Dr. Däubler-Gmelin 
Dr. Götte 
Dr. Jens 
Klein (Dieburg) 

Müller (Düsseldorf) 
Odendahl 
Schmidt (München) 


Schütz 
Singer 
Stiegler 
Weyel 
Wiefelspütz 
Dr. de With 
Dr. Hauchler 
Heistermann 
Peter (Kassel) 

Dr. Schöfberger 
Steiner 

Dr. Vogel und Fraktion 
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